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Vergütungssystem für Vorstand und Aufsichtsrat 

Nach § 120a Absatz 1 Satz 1 Aktiengesetz in der durch das 
ARUG II geänderten Fassung beschließt die Hauptver-
sammlung einer börsennotierten Gesellschaft mindestens 
alle vier Jahre sowie bei jeder wesentlichen Änderung des 
Vergütungssystems über die Billigung des vom Aufsichts-
rat vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstandsmit-
glieder. 

Der Aufsichtsrat hat am 15. April 2021 ein neues Vergü-
tungssystem für die Vorstandsmitglieder der Gesellschaft 
beschlossen, das den Vorgaben des ARUG II entspricht.  

Auf Vorschlag des Aufsichtsrats hat die Hauptversamm-
lung der BREMER LAGERHAUS-GESELLSCHAFT -Aktien-
gesellschaft von 1877. (BLG AG) am 2. Juni 2021 das nach-
folgend wiedergegebene Vergütungssystem für die Mit-
glieder des Vorstands der Gesellschaft mit großer Mehr-
heit gebilligt: 

Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder  
der BLG AG 

A. GRUNDSÄTZE DES VERGÜTUNGSSYSTEMS  

Das neue Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder 
der BLG AG legt die Rahmenbedingungen fest, nach de-
ren Maßgabe den Vorstandsmitgliedern vom Aufsichtsrat 
der BLG AG Vergütungsbestandteile gewährt werden 
können und leistet dadurch einen wichtigen Beitrag zur 
Förderung der Geschäftsstrategie der BLG AG. Durch die 
Ausgestaltung des Vergütungssystems werden die Vor-
standsmitglieder dazu motiviert, wesentliche strategische 
Ziele der BLG-Gruppe – insbesondere die Steigerung des 
Unternehmenswerts und eine Top-Markposition in den 
Bereichen Kundenorientierung, Qualität und Marktanteil – 
zu erreichen.  

Der Aufsichtsrat hat das neue Vergütungssystem im Ein-
klang mit den Vorschriften des Aktiengesetzes in der 
durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärs-
rechterichtlinie (ARUG II - BGBl. I 2019 S. 2637) geänder-
ten Fassung sowie den Empfehlungen für das Vergütungs-
system für Vorstandsmitglieder in Abschnitt G des Deut-
schen Corporate Governance Kodex (DCGK) in der Fas-
sung vom 16. Dezember 2019 aufgestellt. Es wird beab-
sichtigt, innerhalb von zwei Monaten nach Durchführung 
der Hauptversammlung 2021 die Regelungen des neuen 
Vergütungssystems rückwirkend zum 1. Januar 2021 ein-
zuführen und alle Vorstandsmitglieder in dieses neue Ver-
gütungssystem zu überführen. 

Bei der Ausgestaltung des Vergütungssystems für Vor-
standsmitglieder hat sich der Aufsichtsrat an den nachfol-
genden Grundsätzen orientiert: 

Förderung der Gruppenstrategie 
Das Vergütungssystem leistet in seiner Gesamtheit einen 
wesentlichen Beitrag zur Förderung und Umsetzung der 
Geschäftsstrategie, indem auf den langfristigen Unterneh-
menserfolg bezogene nachhaltige Leistungskriterien defi-
niert werden. 

Angemessenheit der Vergütung 
Die Vergütung der Vorstandsmitglieder steht in einem an-
gemessenen Verhältnis zu ihren Aufgaben und Leistun-
gen. Sie trägt der Komplexität sowie der Größe und wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens Rechnung. Gegen-
über vergleichbaren Unternehmen ist die Vergütung 
marktüblich und zugleich wettbewerbsfähig. 

Verknüpfung von Leistung und Vergütung 
Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird an ihre Leis-
tung gekoppelt, indem die variablen Vergütungsbestand-
teile von der Erreichung bestimmter Ziel-Kriterien abhän-
gig gemacht werden. Damit werden besondere Leistun-
gen angemessen vergütet, während eine Verfehlung der 
vorgegebenen Ziele zu einer spürbaren Absenkung der 
Vergütung führt. 
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Ausrichtung auf eine nachhaltige und  
langfristige Unternehmensentwicklung 
Die Vergütung der Vorstandsmitglieder ist auf eine lang-
fristige und nachhaltige Entwicklung der BLG-Gruppe 
(nachfolgend „Gesellschaft“) ausgerichtet. An der Spitze 
der BLG-Gruppe stehen mit der BLG AG und der BLG  
LOGISTICS GROUP AG & Co. KG, Bremen (BLG KG), zwei 
Unternehmen, die aufgrund der Organidentität (BLG AG 
ist die Komplementärin der BLG KG, die ihrerseits die Hol-
dinggesellschaft der BLG-Gruppe ist) und der besonderen 
Eigentümerstruktur rechtlich, wirtschaftlich und organisa-
torisch eng verbunden sind. Die variable Vergütung hat 
daher überwiegend eine mehrjährige Bemessungsgrund-
lage. Im Rahmen der langfristigen variablen Vergütung 
werden den Vorstandsmitgliedern außerdem nicht-finan-
zielle Ziel-Kriterien vorgegeben, die eine nachhaltige Un-
ternehmensentwicklung absichern. 

Harmonisierung der Vergütung  
mit Aktionärsinteressen 
Das Vergütungssystem leistet einen zentralen Beitrag zur 
Verknüpfung der Interessen des Vorstands mit den Inte-
ressen der Aktionäre. Der überwiegende Teil der variab-
len Vergütung knüpft an die Performance des Unterneh-
mens bzw. der BLG-Gruppe an.  

Durchgängigkeit des Vergütungssystems 
Das Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands 
knüpft an die Vergütung für Führungskräfte im Konzern an. 
Dadurch ist sichergestellt, dass das Vergütungssystem ins-
besondere im Vergleich innerhalb der Gesellschaft ange-
messen und verhältnismäßig ist.  

B. VERFAHREN ZUR FEST- UND ZUR UMSETZUNG  
SOWIE ZUR ÜBERPRÜFUNG DES  
VERGÜTUNGSSYSTEMS  

Der Aufsichtsrat setzt das System der Vorstandsvergütung, 
insbesondere die Gesamtbezüge sowohl des Gesamtvor-
stands als auch für jedes einzelne Vorstandsmitglied, in 
Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben in §§ 87 Absatz 
1, 87a Absatz 1 Aktiengesetz fest. Dabei wird der Auf-
sichtsrat von seinem Personalausschuss unterstützt. Dieser 
entwickelt unter Berücksichtigung der unter Abschnitt A. 
dargestellten Leitlinien sowie der Empfehlungen des 
DCGK in seiner jeweils geltenden Fassung Empfehlungen 
zum System der Vorstandsvergütung, über die vom Auf-
sichtsrat im Zuge seiner Beschlussfassung ausführlich be-
raten wird. Personalausschuss und Aufsichtsrat können bei 
Bedarf externe Berater hinzuziehen. Bei deren Mandatie-
rung wird auf ihre Unabhängigkeit vom Vorstand und vom 
Unternehmen geachtet. Die geltenden Regelungen des 
Aktiengesetzes und des DCGK sowie der Geschäftsord-
nungen des Aufsichtsrats und des Personalausschusses 
zur Behandlung von Interessenkonflikten werden auch 
beim Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Über-
prüfung des Vergütungssystems beachtet.  

Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergütungssystem 
wird der Hauptversammlung zur Billigung vorgelegt. Bil-
ligt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung 
gestellte Vergütungssystem nicht, wird nach § 120a Absatz 
3 Aktiengesetz spätestens in der darauffolgenden or-
dentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergü-
tungssystem zum Beschluss vorgelegt. 

Der Personalausschuss bereitet die regelmäßige Überprü-
fung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder 
durch den Aufsichtsrat vor. Soweit erforderlich, empfiehlt 
er dem Aufsichtsrat Änderungen des Systems. Bei jeder 
wesentlichen Änderung des Vergütungssystems, mindes-
tens jedoch alle vier Jahre, wird das Vergütungssystem 
nach § 120a Absatz 1 Satz 1 Aktiengesetz der Hauptver-
sammlung zur Billigung vorgelegt. 

Der Aufsichtsrat hat die Vergütungsstruktur auf eine nach-
haltige und langfristige Entwicklung der BLG AG ausge-
richtet, bei der variable Vergütungsbestandteile eine 
mehrjährige Bemessungsgrundlage haben. Der Anteil der 
langfristig orientierten Ziele übersteigt dabei den Anteil 
der kurzfristig orientierten Ziele im Rahmen der variablen 
Vergütung. Die für die variablen Vergütungsbestandteile 
relevanten Leistungskriterien werden vom Aufsichtsrat für 
den gesamten Vorstand festgelegt, wobei er sich neben 
operativen vor allem an strategischen Zielsetzungen orien-
tiert. Die nachträgliche Änderung der Zielwerte oder der 
Vergleichsparameter ist dabei grundsätzlich ausgeschlos-
sen. Ausnahmen davon sind nur möglich bei außerge-
wöhnlichen Entwicklungen wie in Abschnitt D.4 lit. c)  
beschrieben. 

Die Höhe der Gesamtvergütung des Vorstands wird vom 
Aufsichtsrat regelmäßig einer Angemessenheitsüberprü-
fung unterzogen. Er entscheidet über Anpassungsbedarf, 
wenn die Prüfung Anpassungsnotwendigkeit aufzeigen 
sollte. 
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C. FESTLEGUNG DER KONKRETEN  
ZIEL-GESAMTVERGÜTUNG  

Der Aufsichtsrat legt im Einklang mit dem Vergütungssys-
tem jeweils für das bevorstehende Geschäftsjahr die Höhe 
der Ziel-Gesamtvergütung für jedes Vorstandsmitglied 
fest. Der Aufsichtsrat legt die konkrete Zielgesamtvergü-
tung und die Maximalvergütung fest. Dabei trägt der Auf-
sichtsrat dafür Sorge, dass diese in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des einzelnen 
Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der BLG AG stehen; 
die übliche Vergütung nicht ohne besondere Gründe 
übersteigen und auf eine langfristige und nachhaltige Ent-
wicklung der BLG AG bzw. der BLG-Gruppe ausgerichtet 
ist. 

Zu diesem Zweck werden sowohl externe als auch interne 
Vergleichsbetrachtungen angestellt: 

1. Horizontaler Vergleich 
Zur Beurteilung der Angemessenheit und Üblichkeit der 
konkreten Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder im 
Vergleich zu anderen Unternehmen zieht der Aufsichtsrat 
eine geeignete Vergleichsgruppe externer Unternehmen 
heran (horizontaler Vergleich oder Peer-Group-Vergleich). 
Für diesen Peer-Group-Vergleich ist die Marktstellung der 
Unternehmen im Vergleich zur BLG-Gruppe z.B. hinsicht-
lich Branche, Geschäftsfelder oder Größe entscheidend. 
Für den konkreten Vergleich werden Kriterien wie Umsatz-
größe, Mitarbeiteranzahl und Marktposition herangezo-
gen, um eine Einordnung der BLG AG, bzw. der BLG KG 
als operative Holdinggesellschaft der BLG-Gruppe, inner-
halb der Vergleichsgruppe vorzunehmen. Zielsetzung ist 
es, sicherzustellen, dass die Vergütung bei der BLG AG im 

Vergleich ein marktübliches und gleichzeitig wettbe-
werbsfähiges Angebot darstellt.  

2. Vertikaler Vergleich 
Der vertikale Vergleich betrifft das Verhältnis der Vor-
standsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskrei-
ses sowie der Belegschaft der BLG-Gruppe in Deutsch-
land. Die Beschränkung auf die deutschen Standorte der 
BLG-Gruppe dient der besseren Vergleichbarkeit. Der 
obere BLG Führungskreis ist zu diesem Zweck dergestalt 
festgelegt, dass er die mehrheitlichen Mitglieder der Füh-
rungsebene unterhalb des Vorstands der BLG AG inner-
halb der BLG-Gruppe umfasst, die gemäß der internen 
Stellenbewertungssystematik zum Kreis der Führungs-
ebene 1 gehören.  

3. Differenzierung nach dem jeweiligen  
Anforderungsprofil 
Das Vergütungssystem erlaubt es dem Aufsichtsrat, bei 
der Höhe der Ziel-Gesamtvergütung die Funktion und den 
Verantwortungsbereich des einzelnen Vorstandsmitglieds 
entsprechend zu berücksichtigen. Nach pflichtgemäßem 
Ermessen des Aufsichtsrats sind daher funktionsspezifi-
sche Differenzierungen zulässig, bei denen erneut Krite-
rien wie Marktüblichkeit, Erfahrung des jeweiligen Vor-
standsmitglieds und verantwortetes Vorstandsressort zu 
berücksichtigen sind.  

4. Höchstgrenzen der Vergütung 
Die variable Vergütung soll ein ausgeglichenes Chancen-
Risiko-Profil gewährleisten. Werden die gesetzten Ziele 
nicht erreicht, kann der Auszahlungsbetrag der variablen 
Vergütung daher auf null absinken. Werden die Ziele deut-

lich übertroffen, so ist die Auszahlung sowohl bei der kurz-
fristigen als auch der langfristigen variablen Vergütungs-
komponente entsprechend der Regelungen in Abschnitt 
D.4 begrenzt.  

Zusätzlich hat der Aufsichtsrat nach § 87a Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 Aktiengesetz eine betragsmäßige Höchstgrenze für 
die Summe aller Vergütungskomponenten welche einem 
Vorstandsmitglied nach dem Vergütungssystem zustehen 
wie folgt festgelegt (nachfolgend „Maximalvergütung“):  

Die Maximalvergütung eines Vorstandsmitglieds beträgt 
maximal das Zweifache des Jahresfestgehalts, für die/den 
Vorstandsvorsitzende(n) jedoch nicht mehr als EUR 1,8 
Mio., für das Vorstandsmitglied, das in die Gruppenge-
schäftsführung der EUROGATE GmbH & Co. KGaA, KG 
abgeordnet ist EUR 1,4 Mio., sowie für die übrigen Vor-
standsmitglieder jeweils EUR 1 Mio.  

Diese Höchstgrenzen beziehen sich jeweils auf die Summe 
aller Zahlungen, die aus den Vergütungsregelungen für 
ein Geschäftsjahr resultieren, d. h. einschließlich aller Ne-
benleistungen gemäß Punkt D.2. 

5. Komponenten und Struktur der Ziel- 
Gesamtvergütung im Überblick 
Das Vergütungssystem sieht grundsätzlich feste erfolgsun-
abhängige sowie variable erfolgsabhängige Vergütungs-
bestandteile vor.  

a) Die festen erfolgsunabhängigen Vergütungsbestand-
teile umfassen das Jahresfestgehalt, Nebenleistungen 
und eine Versorgungszusage. 
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b) Die variablen erfolgsabhängigen Vergütungsbestand-
teile umfassen eine kurzfristige Vergütungskompo-
nente sowie langfristige Vergütungskomponenten, die 
in Abschnitt D.4 im Einzelnen dargestellt sind. Für die 
variablen Vergütungsbestandteile werden durch den 
Aufsichtsrat langfristig mit Blick auf die strategischen 
Ziele, die Vorgaben aus §§ 87, 87a Aktiengesetz und 
den DCGK in seiner jeweiligen Fassung Zielkriterien 
festgesetzt, deren Erreichungsgrad die Höhe der tat-
sächlichen Auszahlung bestimmt. 

Die unter C.3 beschriebenen Differenzierungsmöglichkei-
ten bringen es mit sich, dass die Anteile der einzelnen Ver-
gütungsbestandteile an der Ziel-Gesamtvergütung nach-
folgend in prozentualen Bandbreiten angegeben werden. 
Die konkreten Anteile variieren somit in Abhängigkeit von 
der funktionalen Differenzierung sowie einer etwaigen An-
passung im Rahmen der jährlichen Überprüfung der Ver-
gütung. 

Der Anteil der festen Vergütung (Grundgehalt) liegt bei ca. 
55,5 Prozent der Ziel-Gesamtvergütung (unter Berücksich-
tigung einer 100 Prozent Zielerreichung).  

Der Anteil der kurzfristig variablen Vergütung an der Ziel-
Gesamtvergütung beträgt bei 100 Prozent Zielerreichung 
ca. 22,2 Prozent (49,9 Prozent der variablen Vergütung).  

Der Anteil der langfristig variablen Vergütung an der Ziel-
Gesamtvergütung beträgt bei 100 Prozent Zielerreichung 
ca. 22,3 Prozent (50,1 Prozent der variablen Vergütung).   

D. VERGÜTUNGSKOMPONENTEN IM DETAIL 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder der BLG AG setzt 
sich aus festen und variablen Bestandteilen zusammen. 
Dabei umfasst die feste, erfolgsunabhängige Vergütung 
das Jahresfestgehalt sowie Nebenleistungen und Versor-
gungsbezüge. Erfolgsabhängig und somit variabel, wer-
den kurzfristige und langfristige variable Vergütungskom-
ponenten gewährt. 

Für das Vorstandsmitglied, dass in die Gruppengeschäfts-
führung der EUROGATE GmbH & Co. KGaA, KG entsen-
det ist, gilt Folgendes: 

Das entsendete Vorstandsmitglied enthält neben dem 
Grundgehalt von der Gesellschaft eine zusätzliche monat-
lich fixe Entsendevergütung.  

Die EUROGATE GmbH & Co. KGaA, KG erstattet der Ge-
sellschaft sowohl das Grundgehalt als auch die Entsende-
vergütung und die variable Vergütung des in die Grup-
pengeschäftsführung der EUROGATE GmbH & Co. KGaA, 
KG entsendeten Vorstandsmitglieds. Wenn die variable 
Vergütung bei der Gesellschaft in einem Kalenderjahr hö-
her als bei EUROGATE GmbH & Co. KGaA, KG ausfällt, so 
steht dem entsendeten Vorstandsmitglied dennoch die 
variable Vergütung bei der Gesellschaft in voller Höhe zu. 
Der Anteil, der die durch die EUROGATE GmbH & Co. 
KGaA, KG gezahlte variable Vergütung übersteigt, wird 
durch die Gesellschaft getragen. 

1. Grundgehalt 
Das Grundgehalt ist als Jahresfestgehalt eine fixe, auf das 
gesamte Geschäftsjahr bezogene Vergütung, die in zwölf 
gleich hohen Monatsraten ausgezahlt wird. Der Personal-
ausschuss überprüft jährlich die Angemessenheit des 
Grundgehalts. Sollte die Überprüfung Änderungsbedarf 
ergeben, kann der Aufsichtsrat auf Vorschlag des Perso-
nalausschusses jährlich eine Anpassung des Grundgehalts 
beschließen. 

Bei einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit des Vor-
standsmitglieds, die durch Krankheit, Unfall oder aus ei-
nem anderen von dem Vorstandsmitglied nicht verschul-
deten Grund eintritt, wird das Grundgehalt für die Dauer 
von sechs Monaten, längstens bis zum Ende des Anstel-
lungsvertrages, in unveränderter Höhe weitergewährt. Für 
weitere sechs Monate einer vorübergehenden Arbeitsun-
fähigkeit, längstens bis zum Ende des Anstellungsvertra-
ges, erhält das Vorstandsmitglied einen Zuschuss zu den 
Barleistungen der gesetzlichen Krankenkasse, Ersatzkasse 
oder privaten Krankenkasse (letztere bis zur Höhe der Leis-
tungen der gesetzlichen Kassen, sofern BLG AG einen ent-
sprechenden Beitragszuschuss zahlt), der zusammen mit 
dem Krankengeld der Krankenkasse die Höhe des Grund-
gehalts erreichen soll. 

2. Nebenleistungen 
Jedes Vorstandsmitglied erhält zudem Nebenleistungen, 
die zum Teil als geldwerte Vorteile angesehen und ent-
sprechend versteuert werden. Die Nebenleistungen kön-
nen umfassen: 

a) die Bereitstellung eines Dienstwagens, der auch  
privat genutzt werden darf, 
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b) die Erstattung von Reisekosten, sowie ggfs. Umzugs-
kosten und Aufwendungen, die für eine betrieblich 
bedingte doppelte Haushaltsführung anfallen, 

c) einen regelmäßigen (einmal jährlich obligatorisch) 
Gesundheitscheck dessen Kosten die BLG AG über-
nimmt soweit er nicht von der Krankenversicherung 
des Vorstandsmitglieds bezahlt wird, 

d) den Abschluss einer D&O-Versicherung mit Selbstbe-
halt gemäß § 93 Absatz 2 Satz 3 Aktiengesetz, 

e) Mitversicherung in einer Gruppenunfallversicherung 
und Abschluss einer Kfz-Insassenunfallversicherung, 

f) Erstattung von Reisekosten für Dienstreisen und sons-
tigen Aufwendungen, die das Vorstandsmitglied im 
Interesse der Gesellschaft trägt, auf Nachweis gemäß 
den diesbezüglichen Reisekosten-Richtlinien der  
Gesellschaft, 

g) den Berufsgenossenschaftsbeitrag inkl. ggf. darauf 
entfallender Lohnsteuer, 

h) Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in Anwen-
dung von § 257 SGB V und § 61 SGB XI sowie   

i) Zuschuss zu einer Altersversicherung in Höhe der  
jeweils höchsten Pflichtbeiträge des Arbeitgebers zur 
gesetzlichen Rentenversicherung.   

 
3. Versorgungsbezüge 
Jedem Vorstandsmitglied wird nach der ersten Verlänge-
rung seines Anstellungsvertrages als Vorstandsmitglied 
ein Ruhegehalt zugesagt in Höhe von 10 Prozent des jähr-
lichen Grundgehalts. Das Ruhegehalt wird ab Vollendung 
des, des 65. Lebensjahres jedoch nicht vor Ausscheiden 
aus den Diensten der BLG AG (nachfolgend „Versor-
gungsfall“) ausgezahlt. Abweichend von § 2 Absatz 1  
BetrAVG findet keine Kürzung der betrieblichen Altersver-
sorgung statt. 

 
Mit Eintritt des Versorgungsfalls wird das Ruhegehalt als 
monatliche Rente ausgezahlt.  

4. Variable Vergütung  
Die variablen Vergütungskomponenten umfassen eine 
kurzfristig variable Komponente sowie eine langfristige va-
riable Komponente mit mehrjährigem Bemessungszeit-
raum. Aufgrund der regulatorischen Anforderungen ist 
der Anteil der langfristig variablen Komponente mit mehr-
jährigem Bemessungszeitraum an der gesamten variablen 

Vereinfachte Darstellung des neuen BLG-Vergütungssystems für den Vorstand 
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Vergütung größer als der Anteil der kurzfristig variablen 
Komponente.  

Für beide Komponenten werden Zielbeträge festgelegt, 
welche in Abhängigkeit von der Zielerreichung nach Ab-
lauf des jeweiligen Bemessungszeitraums ausgezahlt wer-
den. Der Gesamtzielbetrag (Summe der Zielbeträge aus 
kurzfristig variabler Komponente sowie langfristiger vari-
abler Komponente mit mehrjährigem Bemessungszeit-
raum) beträgt 80 Prozent der Jahresgrundvergütung (bei 
100 Prozent Zielerreichung) des jeweiligen Vorstandsmit-
glieds. Der Bemessungszeitraum ist für beide variablen 
Vergütungskomponenten zukunftsgerichtet ausgestaltet. 

Der maximale Auszahlungsbetrag aus der kurzfristig vari-
ablen Komponente und der langfristigen variablen Kom-
ponente mit mehrjährigem Bemessungszeitraum ist in 
Summe auf ein reguläres Jahresgrundgehalt begrenzt.  

a) Kurzfristig variable Vergütungskomponente 

aa)  Die kurzfristig variable Vergütungskomponente 
(„Jahresbonus“) ist als Zielbonus ausgestaltet, der 
dem Auszahlungsbetrag bei 100  Prozentiger Zieler-
reichung entspricht. Der Anteil des Zielbetrags der 
kurzfristig variablen Komponente am Gesamtzielbe-
trag liegt bei 49,9 Prozent. 

bb) Für die kurzfristig variable Vergütungskomponente 
wird ein Zielwert und ein Zielkorridor mit einem Mini-
mal- und einem Maximalwert festgelegt, mit Hilfe de-
rer der Zielerreichungsgrad festgestellt wird. Die Zie-
lerreichung beträgt 100 Prozent, wenn der Zielwert 
erreicht wird. Bei Erreichen oder Unterschreiten des 

Minimalwertes beträgt der Zielerreichungsgrad  
0 Prozent und bei Erreichen oder Überschreiten des 
Maximalwertes beträgt der Zielerreichungsgrad 125 
Prozent. Liegt die Zielerreichung zwischen dem Mini-
mal- und dem Zielwert sowie zwischen dem Ziel- und 
dem Maximalwert, so wird der Zielerreichungsgrad 
durch lineare Interpolation bestimmt. 

cc) Als Bemessungsgrundlage dient der Vergleich des in 
der Planung der Gesellschaft definierten EBIT mit 
dem tatsächlich erzielten EBIT des Jahres. Der Ziel-
wert entspricht dabei dem Wert des in der Planung 
der Gesellschaft definierten EBIT für das Jahr. Als  
Minimalwert wird ein EBIT von 20 Prozent des Ziel-
werts festgelegt. Der Maximalwert liegt bei 120 Pro-
zent des Zielwerts.  

dd) Die Auszahlung aus der kurzfristig variablen Vergü-
tungskomponente ermittelt sich aus der Multiplika-
tion des Zielbetrags mit dem Zielerreichungsgrad. 
Die maximale Auszahlung aus der kurzfristig variab-
len Vergütung kann 125 Prozent des Zielbetrags  
betragen. Die kurzfristig variable Vergütungskompo-
nente wird mit dem Gehaltslauf des auf den nach der 
Feststellung des Auszahlungsbetrags folgenden  
Monats im jeweiligen Folgejahr, spätestens jedoch 
innerhalb von vier Monaten im jeweiligen Folgejahr, 
in bar ausgezahlt. 

b) Langfristig variable Vergütungskomponente 

aa)  Die langfristig variable Vergütungskomponente mit 
mehrjähriger Bemessungsgrundlage („Mehrjahres-
bonus“) ist als Zielbonus ausgestaltet, der dem Aus-
zahlungsbetrag bei  

100 Prozentiger Zielerreichung entspricht. Der Anteil 
des Zielbetrags der langfristig variablen Kompo-
nente am Gesamtzielbetrag liegt bei 50,1 Prozent. 
Der Bemessungszeitraum für die langfristig variable 
Vergütungskomponente beträgt insgesamt vier 
Jahre (nachfolgend auch Performanceperiode). 

bb)  Der Auszahlungsbetrag aus der langfristig variablen 
Vergütungskomponente ist abhängig von einem  
finanziellen Ziel sowie von nicht-finanziellen Nachhal-
tigkeitszielen (ESG-Ziele). Die ESG-Ziele umfassen 
dabei ein ökologisches und zwei soziale Ziele.  

cc)  Die Ziele der langfristig variablen Vergütungskompo-
nente sind additiv verknüpft, wobei das finanzielle 
Ziel mit 70 Prozent und die ESG-Ziele mit 30 Prozent 
gewichtet werden. Innerhalb der ESG-Ziele werden 
das ökologische Ziel mit 50 Prozent und die sozialen 
Ziele mit jeweils 25 Prozent gewichtet. In der Gesamt-
schau beträgt die Gewichtung des finanziellen Ziels 
damit 70 Prozent, die Gewichtung des ökologischen 
Ziels 15 Prozent und die Gewichtung der sozialen 
Ziele jeweils 7,5 Prozent. 
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dd)  Für die langfristig variable Vergütungskomponente 
werden für jedes Ziel ein Zielwert und ein Zielkorridor 
mit einem Minimal- und einem Maximalwert festge-
legt, mit Hilfe derer der Zielerreichungsgrad festge-
stellt wird. Die Zielerreichung beträgt 100 Prozent, 
wenn der Zielwert erreicht wird. Bei Erreichen oder 
Unterschreiten des Minimalwertes beträgt der Zieler-
reichungsgrad 0 Prozent und bei Erreichen oder 
Überschreiten des Maximalwertes beträgt der Zieler-
reichungsgrad 125 Prozent. Liegt die Zielerreichung 
zwischen dem Minimal- und dem Zielwert sowie zwi-
schen dem Ziel- und dem Maximalwert, so wird der 
Zielerreichungsgrad durch lineare Interpolation be-
stimmt. 

ee)  Als finanzielles Ziel wird der RoCE (Return on Capital 
Employed) definiert. Der Zielwert entspricht dabei 
dem arithmetischen Mittel der in der Planung der Ge-
sellschaft definierten RoCE-Werte für das jeweilige 
Jahr sowie die nachfolgenden drei Kalenderjahre 
(Vier-Jahres-Durchschnitt). Als Minimalwert wird ein 
Wert von 20 Prozent des Zielwerts festgelegt. Der 
Maximalwert liegt bei 120  Prozent des Zielwerts. Der 
Zielerreichungsgrad für das finanzielle Ziel wird er-
mittelt, indem der Zielwert mit dem arithmetischen 
Mittel der tatsächlich erreichten RoCE Werte für das 
jeweilige Jahr sowie die nachfolgenden drei Kalen-
derjahre (Vier-Jahres-Durchschnitt) verglichen wird. 

ff)  Als ökologisches Ziel wird die Reduzierung CO2 Aus-
stoßes festgelegt. Der Zielwert entspricht dabei dem 
arithmetischen Mittel der in der Planung der Gesell-
schaft definierten Werte für die CO2 Reduktion für 

das jeweilige Jahr sowie die nachfolgenden drei Ka-
lenderjahre (Vier-Jahres-Durchschnitt). Als Minimal-
wert wird ein Wert von 20 Prozent des Planwerts fest-
gelegt. Der Maximalwert liegt bei 120 Prozent des 
Planwerts. Der Zielerreichungsgrad für das ökologi-
sche Ziel wird ermittelt, indem der Zielwertmit dem 
arithmetischen Mittel der tatsächlich erreichten Re-
duzierung des CO2 Ausstoßes für das jeweilige Jahr 
sowie die nachfolgenden drei Kalenderjahre (Vier-
Jahres-Durchschnitt) verglichen wird. 

gg)  Die beiden sozialen Ziele sind die 1.000-Mann-Quote 
an Arbeitsunfällen sowie der Anteil der Auszubilden-
den an der Gesamtbelegschaft. Für beide sozialen 
Ziele gilt, dass die Zielwerte dabei dem arithmeti-
schen Mittel der in der Planung der Gesellschaft de-
finierten Werte für das jeweilige Jahr sowie die nach-
folgenden drei Kalenderjahre (Vier-Jahres-Durch-
schnitt) entsprechen. Als Minimalwert wird ein Wert 
von 20 Prozent des Zielwerts festgelegt. Der Maxi-
malwert liegt bei 120 Prozent des Zielwerts. Die Ziel-
erreichungsgrade für die sozialen Ziele werden er-
mittelt, indem Zielwerte mit den arithmetischen Mit-
tel der tatsächlich erreichten Werte für das jeweiligen 
Jahr sowie die nachfolgenden drei Kalenderjahre 
(Vier-Jahres-Durchschnitt) verglichen werden. 

hh)  Die Summe der entsprechend gewichteten einzelnen 
Zielerreichungsgrade der Leistungskriterien ergibt 
damit einen Gesamtzielerreichungsgrad.  

ii)  Die Auszahlung aus der langfristig variablen Vergü-
tungskomponente ermittelt sich aus der Multiplika-

tion des Zielbetrags mit dem Gesamtzielerreichungs-
grad. Die maximale Auszahlung aus der langfristig 
variablen Vergütung kann 125 Prozent des Zielbe-
trags betragen. Die langfristig variable Vergütungs-
komponente wird mit dem Gehaltslauf des auf die or-
dentliche Hauptversammlung folgenden Monats in 
dem jeweils auf das Ende der Performanceperiode 
folgenden Jahr ausgezahlt. 

c) Außergewöhnliche Entwicklungen 

Außergewöhnliche Entwicklungen während einer Perfor-
manceperiode kann der Aufsichtsrat auf Vorschlag des 
Personalausschusses bei der Ermittlung der Zielerrei-
chung, sowohl in Bezug auf die kurzfristig variable Vergü-
tungskomponente als auch in Bezug auf die langfristig va-
riable Vergütungskomponente, nach billigem Ermessen 
berücksichtigen. Außergewöhnliche Entwicklungen wäh-
rend einer Performanceperiode in diesem Sinne sind Son-
dersituationen, die in den festgelegten Zielen nicht hinrei-
chend erfasst sind und auf außerhalb des Einflussbereichs 
der Gesellschaft liegenden Rahmenbedingungen beru-
hen. Gründe für Anpassungen können z.B. sein: (i) wesent-
liche außerordentliche Entwicklungen wie Unternehmens-
käufe bzw. -verkäufe, (ii) untypisch weitreichende Ände-
rungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, (iii) Ein-
flüsse durch extreme Naturkatastrophen, (iv) wesentliche 
Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den, (v) außergewöhnliche und weitreichende Änderun-
gen der Wirtschaftssituation (zum Beispiel durch eine 
schwere Wirtschaftskrise). Allgemein ungünstige Markt-
entwicklungen gelten ausdrücklich nicht als außerge-
wöhnliche Entwicklungen. 
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d) Zahlung variabler Vergütung bei (vorzeitiger)  
Beendigung 

aa)  Die Zahlung variabler Vergütung bei (vorzeitiger) Be-
endigung des Dienstverhältnisses hängt davon ab, 
ob es sich um eine so genannte Good Leaver oder 
Bad Leaver Situation handelt. Bei Beendigung des 
Vertrags durch Zeitablauf, dauernde Arbeitsunfähig-
keit oder Tod, Erreichen der Altersgrenze oder im 
Fall einer einvernehmlichen Aufhebung des Dienst-
vertrages wird von einer Good Leaver Situation aus-
gegangen. Alle sonstigen Beendigungsgründe wer-
den als Bad Leaver Situationen klassifiziert. 

bb)  Endet im Good Leaver Fall ein Vertrag unterjährig, er-
folgt eine zeitanteilige Kürzung der in diesem Jahr 
begebenen kurzfristigen variablen Vergütungskom-
ponente und der langfristig variablen Vergütungs-
komponente. Eine Kürzung der übrigen Tranchen fin-
det nicht statt. Die Auszahlung erfolgt zeitanteilig mit 
dem Tag der Vertragsbeendigung auf Basis einer 
Zielerreichung von 100 Prozent. 

cc)  Im Bad Leaver Fall verfallen mit dem Tag des Zu-
gangs der Kündigung, Abberufung oder Amtsnie-
derlegung sämtliche Ansprüche auf Auszahlungen, 
für die der Bemessungszeitraum zum Zeitpunkt des 
Zugangs der Kündigung oder des Widerrufs der Be-
stellung oder der Amtsniederlegung noch nicht voll-
endet ist. 

e) Übergangsregelungen zur Einführung der neuen  
variablen Vergütungsbestandteile 

aa)  Das neue variable Vergütungssystem als Bestandteil 
der Vergütung der Vorstandsmitglieder soll rückwir-
kend zum 1. Januar 2021 eingeführt werden. Nach 
dem bisherigen System der Gesellschaft gewährte 
variable Vergütungsbestandteile sollen deshalb 
nicht mehr zur Auszahlung kommen. Die Überarbei-
tung des bisherigen Vergütungsmodells führt zu ei-
ner Umstellung der variablen Vergütungskomponen-
ten auf einen jährlichen Bonus sowie eine langfristige 
variable Komponente. Die neue Struktur der variab-
len Vergütung ist stärker von der langfristigen Vergü-
tungskomponente dominiert, deren Auszahlung erst 
vier Jahre nach der Festlegung des Zielbetrags ge-
schieht. Während der ersten drei Jahre nach Umstel-
lung ist die Auszahlung aus den variablen Vergü-
tungsbestandteilen deshalb auf den jährlichen Bonus 
beschränkt. Um eine ggf. auftretende Liquiditätslü-
cke für die betroffenen Vorstandsmitglieder zu 
schließen, soll dem Aufsichtsrat deshalb die grund-
sätzliche Möglichkeit eingeräumt werden, für vor 
dem Jahr 2020 bestellte Vorstandsmitglieder eine 
Übergangsregelung einzuführen. 

bb)  Die unter der Übergangsregelung gefassten variab-
len Vergütungsbestandteile müssen einen mehrjähri-
gen Bezug aufweisen, um den Anforderungen des 
Aktiengesetzes nach einer überwiegend langfristi-
gen Ausrichtung der variablen Vergütung gerecht zu 
werden. Die Übergangsregelung kann grundsätzlich 
analog des Mehrjahresbonus ausgestaltet werden, 
wobei der Zeithorizont abweichend auf zwei Jahre 
festgelegt wird. Um den Zeitraum bis zur ersten Aus-
zahlung aus dem Mehrjahresbonus (mit Ablauf des 
Jahres 2024) zu überbrücken, könnten bis zu zwei 

Tranchen festgelegt werden (Tranche 1 mit Perfor-
manceperiode 2021-2022 und Auszahlung im An-
schluss an das Jahr 2022 und bzw. oder Tranche 2 mit 
Performanceperiode 2022-2023 und Auszahlung im 
Anschluss an das Jahr 2023). 

cc)  Die Anzahl und Höhe der Übergangsleistungen sol-
len sich an dem Umfang der etwaigen Liquiditätslü-
cken orientieren, wobei der Aufsichtsrat die Ange-
messenheit der Vorstandsvergütung zu berücksichti-
gen hat. 

5. Vergütungsbericht 
Im Vergütungsbericht (§ 162 Aktiengesetz) für das abge-
laufene Geschäftsjahr berichtet der Aufsichtsrat über die 
für dieses Geschäftsjahr festgelegten Leistungskriterien 
und die jeweilige Zielerreichung.  

E. WEITERE VERGÜTUNGSRELEVANTE REGELUNGEN 

1. Malus- und Clawback-Regelung 
Falls ein Vorstandsmitglied in seiner Funktion als Vor-
standsmitglied einen mindestens grob fahrlässigen Ver-
stoß gegen eine seiner Sorgfaltspflichten im Sinne des  
§ 93 Aktiengesetz, einen wesentlichen Handlungsgrund-
satz der von der BLG AG erlassenen internen Richtlinien 
oder eine seiner sonstigen dienstvertraglichen Pflichten 
begeht, kann der Aufsichtsrat auch bei bestehendem An-
stellungsvertrag nach seinem pflichtgemäßen Ermessen 
die variable Vergütung, die für das Geschäftsjahr, in dem 
der grobe Verstoß stattgefunden hat, zu gewähren wäre, 
teilweise oder vollständig auf Null reduzieren (Malus- 
Regelung). 
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Wurde die variable Vergütung zum Zeitpunkt der Reduzie-
rungsentscheidung bereits ausgezahlt, hat das Vorstands-
mitglied die gemäß der Reduzierungsentscheidung zu viel 
erhaltenen Zahlungen zurückzuzahlen (Clawback-Rege-
lung). Außerdem ist die BLG AG in diesem Fall berechtigt, 
gegen sonstige Vergütungsansprüche des Vorstandsmit-
glieds aufzurechnen. 

Etwaige Schadensersatzansprüche der BLG AG gegen das 
Vorstandsmitglied, insbesondere aus § 93 Absatz 2  
Aktiengesetz bleiben von der Vereinbarung einer Malus- 
oder einer Clawback-Regelung unberührt. 

2. Laufzeiten und Beendigungsmöglichkeiten der 
Dienstverträge eines Vorstandsmitglieds 
Der Aufsichtsrat beachtet bei der Bestellung von Vor-
standsmitgliedern sowie bei der Laufzeit der Dienstver-
träge die aktienrechtlichen Vorgaben des § 84 Aktienge-
setz und die Empfehlungen des DCGK. Bei einer erstmali-
gen Bestellung zum Vorstand beträgt die Bestelldauer und 
die Laufzeit des Dienstvertrages in der Regel drei Jahre. 
Bei Wiederbestellungen bzw. bei einer Verlängerung der 
Amtszeit liegt die Höchstdauer des Dienstvertrages bei 
fünf Jahren. Die Mitglieder des Vorstandes sollen nach 
den Vorgaben des Aufsichtsrates in der Regel nicht älter 
als 65 Jahre sein. 

Die Dienstverträge sehen keine ordentliche Kündigungs-
möglichkeit vor; das beiderseitige Recht zur außeror-
dentlichen Kündigung des Dienstvertrages aus wichtigem 
Grund bleibt unberührt.  

Wird das Vorstandsmitglied während der Laufzeit seines 
Anstellungsvertrages dauernd arbeitsunfähig, so endet 
der Anstellungsvertrag spätestens drei Monate nach dem 
Ende des Monats, in dem die dauernde Arbeitsunfähigkeit 
festgestellt worden ist.  

Sofern der Anstellungsvertrag nicht aus einem wichtigen 
Grund in dem Verhalten oder in der Person des Vorstands-
mitglieds vorzeitig beendet wird, erhält das Vorstandsmit-
glied als Abfindung maximal zwei Jahresvergütungen. 
Wenn die Restlaufzeit des Anstellungsvertrages weniger 
als zwei Jahre beträgt, ist die Abfindung zeitanteilig zu be-
rechnen. Die Höhe der Abfindung bestimmt sich nach der 
Summe aus dem Jahresgrundgehalt und der variablen 
Jahrestantieme ohne Sachbezüge und sonstige Neben-
leistungen für das letzte volle Geschäftsjahr vor dem Ende 
des Anstellungsvertrages. Falls die Bezüge für das bei 
Ende des Anstellungsvertrages laufende Geschäftsjahr  
voraussichtlich wesentlich höher oder niedriger ausfallen 
werden als für das letzte volle Geschäftsjahr, wird der Auf-
sichtsrat nach billigem Ermessen über eine Anpassung 
des für die Abfindung anzusetzenden Betrages entschei-
den. Auf die Abfindung ist anderweitiger Verdienst anzu-
rechnen, den das Vorstandsmitglied während des Zeitrau-
mes zwischen der Beendigung des Vertragsverhältnisses 
und dem vereinbarten Vertragsende erzielt. 

Die Anstellungsverträge der BLG AG enthalten regelmä-
ßig keine Möglichkeit der vorzeitigen Beendigung des An-
stellungsvertrages durch das Vorstandsmitglied infolge ei-
nes Kontrollwechsels (Change-of-Control) bei der  
BLG AG. 

3. Umgang mit außergewöhnlichen Ereignissen  
und Entwicklungen 
Der Aufsichtsrat kann auf Vorschlag des Personalausschus-
ses in besonderen außergewöhnlichen Fällen vorüberge-
hend von den Bestandteilen des Systems der Vorstands-
vergütung abweichen, wenn dies im Interesse des langfris-
tigen Wohlergehens der BLG AG angemessen und not-
wendig ist, die Vergütung des Vorstandsmitglieds weiter-
hin auf eine nachhaltige und langfristige Entwicklung der 
Gesellschaft ausgerichtet ist und die finanzielle Leistungs-
fähigkeit der BLG AG nicht überfordert wird. Als außerge-
wöhnliche Entwicklungen kommen z.B. außergewöhnliche 
und weitreichende Änderungen der Wirtschaftssituation 
(zum Beispiel durch eine schwere Wirtschaftskrise) in Be-
tracht, die die ursprünglichen Zielkriterien und/oder finan-
ziellen Anreize des Vergütungssystems hinfällig werden 
lassen, sofern diese oder ihre konkreten Auswirkungen 
nicht vorhersehbar waren. Allgemein ungünstige Markt-
entwicklungen gelten ausdrücklich nicht als außerge-
wöhnliche Entwicklungen. 

Die Bestandteile des Vergütungssystems, von denen ab-
gewichen werden kann, sind das Verfahren, die Regelun-
gen zur Vergütungsstruktur und -höhe sowie der einzelnen 
Vergütungsbestandteile. Sofern eine Anpassung der be-
stehenden Vergütungsbestandteile nicht ausreicht, hat 
der Aufsichtsrat bei außergewöhnlichen Entwicklungen 
unter den gleichen Voraussetzungen das Recht, vorüber-
gehend zusätzliche Vergütungsbestandteile zu gewähren.  
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Eine Abweichung bzw. Ergänzung der Vergütungsbe-
standteile ist nur durch einen entsprechenden Aufsichts-
ratsbeschluss auf vorherigen Vorschlag des Personalaus-
schusses möglich, der die außergewöhnlichen Umstände 
und die Notwendigkeit einer Abweichung bzw. Ergänzung 
feststellt. 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Gemäß § 113 Absatz 3 Aktiengesetz in der durch das  
ARUG II geänderten Fassung ist in der Hauptversammlung 
der BLG AG als börsennotierte Gesellschaft mindestens 
alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmit-
glieder Beschluss zu fassen. Die aktuelle Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats ist in § 17 der Satzung in der 
aktuellen Fassung der BLG AG geregelt. Darin bemisst 
sich die Höhe der Vergütung nach den von den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats übernommenen Aufgaben. Diese 
Vergütung ist nach Auffassung des Vorstands und Auf-
sichtsrats angemessen und soll unverändert bleiben. Die 
Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wie in § 17 der Sat-
zung festgelegt und nachstehend näher beschrieben 
wurde von der Hauptversammlung am 2. Juni 2021 mit 
großer Mehrheit bestätigt.  

BESCHREIBUNG DER VERGÜTUNG  
DER AUFSICHTSRATSMITGLIEDER 

Das Vergütungssystem der Mitglieder des Aufsichtsrats 
wird regelmäßig auf seine Angemessenheit und Anpas-
sungsbedarf hin geprüft.  

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder berücksichtigt 
gesetzliche sowie deutsche und internationale Corporate-
Governance-Vorgaben, insbesondere die des Deutschen 
Corporate Governance Kodex. Demnach orientiert sich 
die Vergütung an der durch die Mitglieder übernomme-
nen Verantwortung und bildet die übernommenen Aufga-
ben und die Lage der Gesellschaft in einem angemesse-
nen Verhältnis ab. Damit wird bei Übernahme eines Man-
dates als Mitglied oder Vorsitzender des Aufsichtsrats bzw. 
eines Ausschusses die Motivation der Personen gestärkt 
und die Qualität der Ausführung dieser Aufgaben entspre-
chend maximiert. So wird sichergestellt, dass die Ausfüh-
rung der Überwachungs- und Beratungsfunktion gegen-
über dem Vorstand zu einem nachhaltigen Erfolg der Ge-
sellschaft beiträgt und eine erfolgreiche Unternehmens-
strategie aufgebaut wird. 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält nach § 17 der Sat-
zung in der aktuellen Fassung der BLG AG nach Empfeh-
lung des Deutschen Corporate Governance Kodex eine 
ausschließlich erfolgsunabhängige Vergütung. Dadurch 
wird die unabhängige Stellung des Aufsichtsrats gestärkt 
und eine neutrale und objektive Entscheidungsfindung 
gewährleistet. Zudem verläuft die Arbeitsbelastung und 
das übernommene Haftungsrisiko in der Regel gegenläu-
fig zum Unternehmenserfolg, sodass gerade in Phasen mit 
niedriger Ertragslage und entsprechend geringer variab-
ler Vergütung Beratungs- und Überwachungstätigkeiten 
intensiviert werden müssen. Demnach erhält jedes Mit-
glied des Aufsichtsrats eine feste Jahresvergütung von 
EUR 8.300,00.  

Gemäß der Empfehlung des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex soll bei der Vergütung der Aufsichtsratsmit-
glieder der höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden 
und des stellvertretenden Vorsitzenden sowie des Vorsit-
zenden und der Mitglieder von Ausschüssen angemessen 
gewürdigt werden. Daher erhalten der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats das Dreifache, die Stellvertretung sowie der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses und der Vorsit-
zende des Personalausschusses, sofern er nicht zugleich 
den Vorsitz des Aufsichtsrats innehat, das Doppelte dieser 
Vergütung. Mitglieder des Aufsichtsrats, die nur während 
eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehö-
ren, erhalten die Vergütung zeitanteilig. Aufgrund des in-
tensiveren zeitlichen Aufwands für die Tätigkeiten im Prü-
fungs- und Personalausschuss erhalten die Mitglieder zu-
sätzlich eine Vergütung in Höhe von jährlich EUR 1.000,00. 
Zusätzlich erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats  
EUR 500,00 pro Sitzung. Gegebenenfalls werden darüber 
hinausgehende Aufwendungen in der nachgewiesenen 
Höhe erstattet. 

Im Wortlaut bestimmt § 17 der Satzung in der aktuellen 
Fassung der BLG AG: 

„§ 17 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten zur Abgel-
tung von Fahrtkosten und sonstigen Aufwendungen eine 
Pauschalvergütung von Euro 500,00 pro Sitzung. Darüber 
hinausgehende Aufwendungen werden in der nachgewie-
senen Höhe erstattet. 
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(2) Weiterhin erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrates 
eine feste, zu Lasten der Gewinn- und Verlustrechnung der 
Gesellschaft zahlbare Vergütung von jährlich Euro 
8.300,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das 
Dreifache, sein Stellvertreter sowie der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses und der Vorsitzende des Personal-
ausschusses, sofern er nicht zugleich Vorsitzender des Auf-
sichtsrates ist, das Doppelte dieser Vergütung. Mitglieder 
des Aufsichtsrates, die nur während eines Teils des Ge-
schäftsjahres dem Aufsichtsrat angehören, erhalten die 
Vergütung zeitanteilig. 

(3) Die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuss bzw. im Per-
sonalausschuss wird jeweils jährlich zusätzlich mit einem 
Betrag von Euro 1.000,00 vergütet. 

(4) Die in den Absätzen (1) bis (3) genannten Beträge gel-
ten für Tätigkeiten ab dem 01.01.2017.“ 
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